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Stadt Karlsruhe | Einbürgerung | Anlage 10 
Ordnungs- und Bürgeramt 
Staatsangehörigkeitsbehörde 
Stand: März 2020 
 
 

1. Einbürgerungsbewerber(in): 

 Familienname Antragsteller(in)   Vorname(n)   Geburtsdatum 

     
      Anschrift   Postleitzahl   Wohnort 

     
     

2.Ehegatte/Ehegattin bzw. eingetragene(r) Lebenspartner(in) mit deutscher Staatsangehörigkeit: 

 Familienname    Vorname(n)   Geburtsdatum 

     
      Anschrift (nur abweichende Anschrift eintragen, auch Nebenwohnung)   Postleitzahl   Wohnort 

     
     

3. Gemeinsame Erklärung: 

Wir erklären hiermit,  
 
 dass kein Scheidungsverfahren anhängig ist und wir auch nicht beabsichtigen, uns in absehbarer Zeit 

scheiden zu lassen und 
 dass wir nicht getrennt leben.  
 
Wir wurden darauf hingewiesen, dass eine Einbürgerung zum gegenwärtigen Zeitpunkt nur aufgrund unserer 
ehelichen bzw. lebenspartnerschaftlichen Lebensgemeinschaft möglich ist.  

Uns ist bekannt, dass vorsätzlich unrichtige oder unvollständige Angaben zur Ablehnung des Antrags, für den Fall 
einer bereits vollzogenen Einbürgerung zur Rücknahme des Einbürgerung führen können und dass sie darüber 
hinaus mit einer Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bedroht sind. Wir haben daher unsere 
Erklärung mit Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit vorbereitet und geben sie in diesem Sinne ab.  

     
 Ort   Datum   Unterschrift des Einbürgerungsbewerbers/der Einbürgerungsbewerberin 

     
     
 Ort   Datum   Unterschrift der/des deutschen Ehegatten/Ehegattin/Lebenspartner(in) 

     
     
     Nummer des Personalausweises/Reisepasses 

     
 
 

Erklärung zur ehelichen bzw. lebenspartnerschaftlichen 
Lebensgemeinschaft 
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